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Sitzung der Verbandsversammlung    
am 17.12.2024 in Ulm  
  

 
 
Beratungsunterlage 

TOP 3 Gesamtfortschreibung des Regionalplans Donau-Iller - 
Beitrittsbeschluss zur Genehmigung  
(2024-02VV-1354) 

Beschlussvorschlag  

Die Verbandsversammlung beschließt, der Genehmigung des Ministeriums für Landesent-
wicklung und Wohnen Baden-Württemberg im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie vom 02.12.2024  
(Az.: MLW 14-24-158/33) des als Satzung beschlossenen Regionalplans Donau-Iller beizu-
treten.  

Anlass und Begründung 

Der am 05.12.2023 von der Verbandsversammlung als Satzung beschlossene gesamtfort-

geschriebene Regionalplan wurde am 02.12.2024 vom Ministerium für Landesentwicklung 

und Wohnen Baden-Württemberg im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministeri-

um für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie genehmigt. Die Genehmigung erfolgt 

mit Nebenbestimmungen. „Eine Genehmigung, die mit Nebenbestimmungen versehen 

worden oder mit inhaltlichen Einschränkungen oder Maßgaben erteilt […] worden ist, 

muss sich der Träger der Regionalplanung durch einen erneuten Satzungsbeschluss der 

zuständigen Verbandsversammlung (Beitrittsbeschluss) zu eigen machen, der in der Sache 

den zuvor bereits gefassten Satzungsbeschluss modifiziert“, Hager, Kommentar zum Lan-

desplanungsrecht in Baden-Württemberg, 2021. 

Im Plansatz B IV 2 Z (3) Satz 2 werden die Worte „oder auf andere Kommunen“ von der 

Verbindlichkeit mit folgender Begründung ausgenommen: 

„Der Regionalverband Donau-Iller wurde mit Schreiben vom 14. November 2024 
angehört. In der Stellungnahme vom 28. November 2024 wurde im Wesentlichen 
vorgetragen, dass ein ausreichender Raumbezug aufgrund des Regelungszusam-
menhangs (Steuerung in die zentralörtlichen Versorgungskerne) und der Beschrän-
kung auf regionalbedeutsamen Einzelhandel bestehe. Zudem beziehe sich die ein-
schlägige Rechtsprechung auf ein Beeinträchtigungsverbot und die "Nahversorgung 
der Bevölkerung im Einzugsbereich", welche im Regionalplan nicht aufgegriffen 
würden.  

Plansatz B IV 2 Z (3) Satz 1 sieht grundsätzlich vor, dass regionalbedeutsame Einzel-
handelsgroßprojekte mit zentralrelevanten oder nahversorgungsrelevanten Sorti-
menten nur innerhalb der zentralörtlichen Versorgungskerne ermöglicht werden 
sollen. Hiervon kann nach Satz 2 des Plansatzes ausnahmsweise zur eigenen Ver-
sorgung von Gemeinden oder von Stadt- und Ortskernen abgewichen werden. Eine 
Ausnahme ist jedoch nur möglich, wenn keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 
die zentralörtlichen Versorgungskerne oder auf andere Kommunen zu erwarten 
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sind. Demnach kann der Plansatz der Ansiedlung eines regionalbedeutsamen Ein-
zelhandelsprojekts entgegenstehen, weil dieses die Nahversorgung in einer anderen 
Kommune erheblich beeinträchtigen könnte.  

Alle Regelungsinhalte einer regionalplanerischen Festlegung müssen in den Rege-
lungsbereich des Raumordnungsrechts fallen. Die Raumordnung hat im Interesse 
der räumlichen Gesamtentwicklung alle auftretenden Nutzungsansprüche an den 
Raum und alle raumbedeutsamen Belange zu koordinieren und in diesem Zusam-
menhang unter anderem verbindliche Vorgaben für nachgeordnete Planungsstufen 
zu schaffen. Es kommt auf den Koordinierungsbedarf an, den etwa ein konkretes 
Vorhaben im Hinblick auf überörtliche und damit raumbedeutsame Belange auslöst. 
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, Urt. vom 23. Mai 2023, 4 CN 10/21) führte 
hierzu jüngst aus, dass der Schutz der Nahversorgung der Bevölkerung im Einzugs-
bereich durch einen Schutz vorhandener Betriebe ungeachtet ihrer Größe und Lage 
weder stets noch zumindest regelhaft Bedarf nach raumordnerischer Koordinierung 
auslöse. Diese Überlegung lässt sich auf die Beeinträchtigung der Nahversorgung 
der Bevölkerung an einem Ort übertragen. Zudem sei es schwerlich sachgerecht 
möglich, eine Zielvorgabe, welche vorhandene Betriebe der Nahversorgung vor 
existenzbedrohenden Beeinträchtigungen durch Einzelhandelsgroßprojekte in ande-
ren Gemeinden schützt, abschließend abzuwägen, wenn die planende Stelle nicht 
auf ein analytisches Modell wie das der zentralen Orte zurückgreifen kann.  

Der in Plansatz B IV 2 Z (3) Satz 2 vorgesehene allgemeine Schutz der Nahversor-
gung in anderen Kommunen löst demnach nicht den Bedarf nach raumordnerischer 
Koordinierung aus. Die Festlegung des Plansatzes B IV 2 Z (3) Satz 2 überschreitet 
insofern also die durch Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes eröffnete Kompe-
tenz für das Raumordnungsrecht. Damit liegen die Rechtmäßigkeits- und Genehmi-
gungsvoraussetzungen für die Festlegung in Plansatz B IV 2 Z (3) hinsichtlich der 
Worte "oder auf andere Kommunen" nicht vor.“ 

 

Zeitpunkt der Rechtsverbindlichkeit 

Am Tag nach der letzten öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung im Staatsanzei-

ger für Baden-Württemberg und dem Bayerischen Staatsanzeiger wird der neue Regional-

plan nach Artikel 21 Absatz 2 Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Württemberg und 

dem Freistaat Bayern über die Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung und über die 

Regionalplanung in der Region Donau-Iller rechtsverbindlich. 

Diese Bekanntmachung soll jeweils am 20.12.2024 erfolgen. 

 

 

Anlage: 

Genehmigungsschreiben mit Genehmigungsurkunde vom 02.12.2024  
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